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Guatemala zwischen gescheiterter Staatsbildung
und Widerstand

Liebe Redaktion,
ich nehme Bezug auf das Fijáte vom 9.1. dieses Jahres

und auf die Zusammenfassung meines Referates anlässlich
der Jubiläumstagung von medico international Schweiz im
Dezember und ich möchte gerne die notwendige Diskussion
vertiefen. Im Gegensatz zu Euch bin ich nämlich davon über-
zeugt, dass es nicht um die Position eines „pragmatisch ge-
wordenen“ und „etwas naiven“ Rechtsanwaltes geht, wie Ihr
schreibt, sondern um eine konzeptuelle Frage, die meiner Auf-
fassung nach gründlich diskutiert werden sollte.

Der Titel meines Referates hiess übrigens nicht, wie Euer
Artikel vermuten lässt, „Straflosigkeit und Gerechtigkeit“ son-
dern „Guatemala zwischen gescheiterter Staatsbildung und
Widerstand“ und schon gar nicht habe ich in meinem Referat
die These vertreten, „das Problem sei heute nicht mehr ein
repressiver sondern ein zerfallender Staat“. Dazu zitiert Ihr
mich, dass „Staat und Zivilgesellschaft in einem Boot sitzen“
würden, was dann tatsächlich im besten Fall den Eindruck
macht, als habe man es mit einem sehr naiven Menschen zu
tun.

Ich glaube, dass hinter diesen falschen bzw. halbfalschen
Zitaten eine konzeptuelle Diskussion steht und wir sollten
diese führen, statt mit Worten wie „pragmatisch“ geworden
den Eindruck zu erwecken, jemand habe sich zu sehr ange-
passt. Pragmatisch ist übrigens meiner Auffassung nach nichts
Negatives; ich habe meinen Beruf immer politisch verstanden,
aber pragmatisch ausgeübt.

Zurück zum Referat. Ich bin der festen Überzeugung und
habe dies in meinem Referat sehr deutlich gesagt, dass wir in
den letzten vier Jahren sehr wohl eine repressive Entwicklung
in Guatemala erlebt haben. Im Streit um zwei sehr verschiede-
ne Sicherheitskonzepte ist eindeutig das demokratische auf
der Strecke geblieben und hat sich das repressive durchge-

setzt. Wie sonst kann es zu systematischen Morden und
Hinrichtungen durch die Polizei kommen, zu äusserst ge-
waltsamen Räumungen friedlicher Besetzungen oder zu
Strafverfolgungen von Leuten, die sich zur Wehr setzen?
Beispiel für diese Erscheinungen gibt es zuhauf und ich
habe in meinem Vortrag sogar noch ein Bild eines dieser
blutigen Polizeieinsätze projektiert, um dieses repressive
Sicherheitskonzept zu visualisieren. Ich habe auch von
den Tendenzen der Militarisierung der Konzepte gespro-
chen. Ich weiss, dass Ihr es nicht böse meint, aber wer
mich da falsch verstanden hat, hat entweder - Entschuldi-
gung - nicht zugehört oder hat sich (was ich eher vermute)
durch eine andere meiner Thesen (s. u.) verleiten lassen,
mich falsch zu interpretieren.

Um es am Beispiel der „Polizeireformen“ in Guatemala
noch genauer zu machen: Wenn der Präsident Arzú (1996-
2000) nach der Unterschrift unter die Friedensverträge von
„Polizeireform“ sprach, meinte er ein Recyclingsystem,
durch das Beamte aus dem repressiven Apparat, die - mit-
tels einiger Menschenrechtsseminare - ausgerechnet durch
die spanische Guardia Civil auf einmal zu tüchtigen, demo-
kratischen Polizisten mutieren sollten. Dann kamen vier
Jahre Regierung Portillo, die diese  Polizei erneut systema-
tisch korrumpierten und ausserdem  in vier Jahren fünfmal
den Minister und siebenmal den Polizeidirektor auswech-
selten und mit ihnen die gesamte Führung. Das hält keine
Institution aus.  Und dann kam die Regierung Berger (2004-
2008) und mit ihr der Minister Vielmann und sein Polizeidi-
rektor Sperissen, letzterer auch noch mit Schweizer Pass,
die über diese Ruinen die alte und neue repressive Doktrin
stülpten. Das Ergebnis war ein verkommener Polizeiappa-
rat mit repressiver Philosophie; das wurde besonders deut-
lich im Februar 2007, als Polizisten drei salvadorianische
Abgeordnete und ihren Fahrer ermordeten, und dann eine

Die gesamte ¡Fijáte!-Ausgabe Nr. 401 war der im Dezember 2007 durchgeführten Tagung von medico international
Schweiz mit dem Titel „Nach dem Krieg – wo bleibt die soziale Gerechtigkeit“ gewidmet. Wir haben die dort gehaltenen
Referate zusammengefasst und je mit einem Kommentar der Redaktion versehen. Anfang März erhielten wir ein Schreiben
von Miguel Moerth, einem der Referenten der Tagung, in dem er mit Datum vom 18. Januar unmittelbar auf unseren ¡Fijáte!
reagierte – und eine ausführliche Antwort auf sein von uns zusammengefasstes Referat schrieb. Gerne drucken wir an dieser
Stelle den Text von Miguel Moerth ab, denn auch wir haben ein Interesse daran, die Diskussion über unser Verständnis von
Staat und Widerstand weiterzuführen und zu vertiefen.

Als für jene ¡Fijáte!-Ausgabe zuständige Redakteurin möchte ich mich an dieser Stelle bei Miguel entschuldigen für
den zugegebenermassen etwas saloppen und provokativen Kommentar und für die aus Platzgründen möglicherweise im
wahrsten Sinne des Wortes „verkürzte“ Wiedergabe seines Referats. Gleichzeitig danke ich ihm für seine ausführliche
Stellungnahme, die wir im Folgenden in ihrer ganzen Länge abdrucken. Interessierte können bei der ¡Fijáte!-Redaktion eine
CD mit der Originalaufnahme des Referats von Miguel Moerth bestellen.         Barbara Müller
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Woche später - möglicherweise von ih-
ren Kollegen - im Gefängnis selbst zum
Schweigen gebracht wurden. Deswegen
glaube ich sehr wenig an den berühm-
ten Übergangsprozess (Proceso de
Transición) in Guatemala, solange hier
die immer Gleichen das Gleiche an die
Gleichen übergeben. Von welcher Tran-
sition reden wir also?

In diesem Zusammenhang noch
eine kleine Korrektur: Ich habe nicht
gesagt, dass in Guatemala die  geringe
„Effizienz auch im zentralamerikanischen
Vergleich in punkto Finanzierung oder
Stellenbesetzung beispiellos katastro-
phal ist“, und man von daher sagen kann
„...je mehr Kriminalität desto weniger
PolizistInnen, je mehr Morde, desto we-
niger StaatsanwältInnen“. Tatsache ist,
dass ich die Effizienz als katastrophal be-
schrieben habe, aber eben auch, dass
Guatemala im Vergleich der Staatsanwäl-
te pro Kopf z.B. absolut positiv dasteht
und auch bei der finanziellen Investiti-
on in die Staatsanwaltschaft. Aber gera-
de dieser Zusammenhang der vorgestell-
ten Zahlen zeigt ja, dass es um ein poli-
tisches Problem geht. Mit den zur Verfü-
gung gestellten Mitteln kann vielleicht
kein europäischer Standard bei der Ver-
brechensaufklärung erreicht werden,
aber grosse Fortschritte sind ohne wei-
teres möglich. Dass sie nicht gemacht
werden trotz der Investierungen, be-
weist, dass der politische Wille zur Ver-
änderung z. B. beim Generalstaatsanwalt
und seiner Behörde nicht besteht. Die
CICIG wird das in Rechnung zu stellen
haben.

Ich habe schon im Titel meines Re-
ferates (s. o.) die Frage nach einer even-
tuell gescheiterten Staatsbildung (failed
state) aufgeworfen, bin aber im Gegen-
satz zu Eurem Zitat ausdrücklich nicht
zu dem Schluss gekommen, dass Guate-
mala die drei Bedingungen hierfür erfüllt.
Zum Beispiel hat der Staat nicht die
Kontrolle über sein Staatsgebiet verlo-
ren, sondern „lediglich“ in einigen Teil-
regionen. Ich habe daher in Zürich die
Frage gestellt und Ihr gebt sie dann auch
richtig wieder: Ist die Staatsbildung also
gescheitert oder ist der Prozess noch
umkehrbar? Und bin zu der Antwort ge-
kommen, dass die beschriebene Krise -
den politischen Willen zur Veränderung
und energisches Handeln vorausgesetzt
- umgekehrt werden kann. Die Staatsbil-
dung ist also noch nicht gescheitert, aber
Guatemala steht am Scheideweg: In wel-
che Richtung gehen wir? Die Krise führt
eindeutig zum Abgrund, aber die neue
Regierung Colom kann Zeichen in eine
andere Richtung setzen – wenn sie will
–, und da werden wir sie genau beob-
achten müssen.

Tatsache ist aber, dass die Krise

sehr tief ist, und dass diese tiefe Krise
Einfluss auf Widerstandskonzepte hat;
und hier scheint es Widerspruch zu ge-
ben, nur habt Ihr leider dieses Thema in
Eurer Zusammenfassung gar nicht mehr
erwähnt; das Thema der Staatsstärkung
und der Staatskonzepte interessierte
mich aber vor allem innerhalb der Dis-
kussion der Widerstandskonzepte. Des-
wegen auch der Titel meines Referates.
Und natürlich stellt sich überhaupt nicht
die Frage, ob Widerstand geleistet wer-
den muss oder wir stattdessen den Staat
stärken sollen.

Die Frage ist, ob wir den Wider-
stand genauso definieren können, wie
wir ihn in Europa definieren oder wie wir
ihn in Guatemala vor 20 Jahren definiert
haben. In den 80er Jahren wurden Völ-
kermord und Repression in Guatemala
durch einen starken Counter Insurgen-
cy Staat durchgeführt. Und gegenüber
diesem starken Staat war das Wider-
standskonzept die Niederlage dieses
Staates durch Revolution. Jetzt,  25 Jah-
re später, die durch den Neoliberalismus,
die systematische Zerstückelung und
Schwächung des Staates in Konzept und
Funktion geprägt sind, haben wir es in
Guatemala mit einem äusserst schwa-
chen Staat zu tun, der seine wesentliche
Aufgabe, nämlich eine gewisse Balance
zwischen Schwachen und Starken in der
Gesellschaft zu gewährleisten, nicht mal
annähernd nachkommt – und auch wenn
er das wollte: er könnte es kaum. Und
das ist einer der tiefen Gründe für das
Scheitern des Friedensprozesses. Das
von den Friedensverträgen vorgeschla-
gene neue Verhältnis zwischen Staat und
Gesellschaft kann so nicht wirklich funk-
tionieren.

In dieser Situation kann meiner
Auffassung nach das Widerstandskon-
zept nicht unverändert bleiben. Dass das
Menschen, die in Europa Widerstand
leisten und hier nach wie vor auf einen
starken Staat treffen, schwer fällt zu ver-
stehen, kann ich begreifen. Aber das
ändert nichts.

In Guatemala bekämpfen wir den
repressiven Staat und fordern die CICIG,
eine internationale Kommission, um die
illegalen Strukturen der Gegenwart und
Vergangenheit, die sich im Staat einge-
nistet haben, zu bekämpfen und um –
ausdrücklich – den Staat durch Säube-
rung zu stärken. Wir bekämpfen die Im-
punidad (Straflosigkeit) und die Kom-
plizenschaft zwischen Richtern, Staats-
anwälten und Völkermördern, aber arbei-
ten auch daran, ein anderes Gerichtssy-
stem aufzubauen. Wir arbeiten, wenn
auch bisher vergebens, an der Strafver-
folgung von Ríos Montt und versuchen
die Staatsanwaltschaft zu säubern und
zu stärken, damit sie dies tun kann. Da-

mit stärken wir den Staat und wollen das
auch. In meinem Vortrag schlage ich also
vor, in dieser Situation den Widerstand
um dieses Konzept zu bereichern. Staat
und Gesellschaft befinden sich also
nicht im gleichen Boot, aber ich bin der
festen Überzeugung, dass die Zivilge-
sellschaft den Kampf gegen die Eliten,
ihre Interessen, ihre Macht ohne einen
halbwegs funktionierenden Staat kaum
gewinnen kann. Genauso wenig wie man
die Impunidad bekämpfen kann, ohne
auf den Staat zu setzen.

Noch einmal zu der Kritik des ge-
meinsamen Bootes. Wie andere pointier-
te Bemerkungen enthält mein Power-
point die Bemerkung: „Moderner Staat
und Zivilgesellschaft in einem Boot;
Konzepte ändern“; das mag unglücklich
formuliert sein, will aber das gleiche sa-
gen, und ich habe das damals ausdrück-
lich ausgeführt: keiner kann wirklich
ohne den anderen; der Staat muss be-
greifen, will das aber oft nicht, dass die
Zivilgesellschaft seine Alliierte ist, wenn
es um die augenblickliche Krise geht;
und die Zivilgesellschaft kann heute
kaum mehr nur Widerstand leisten, ohne
die Stärkung eines demokratischen
Staatskonzepts mit aufzunehmen. Das
passiert z. B. letztlich, wenn der Kampf
gegen die Minen durch eine Volksbefra-
gung im Rahmen der Konvention 169 der
Internationalen Arbeitsorganisation
(ILO) legitimiert wird, die die Regierung
dann nicht anerkennt. Aber dieses Bei-
spiel macht eben auch deutlich, dass es
nicht darum geht, wie Ihr mir fälschli-
cherweise unterstellt, ein „Bewusstsein
zu schaffen, dass Staat und Zivilgesell-
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schaft in einem Boot sitzen“. Das tun
sie dann offensichtlich nicht, wenn nach
der Ablehnung die Beamten mit dem
Knüppel auf Dich losgehen. Sie sollten
sich aber unbedingt zusammensetzen,
von mir aus in einem Boot, falls sie bei-
de an einer echten demokratischen Re-
form interessiert sind.

Zum Beispiel haben sich Men-
schenrechts - und soziale Organisatio-
nen mit der Staatsanwaltschaft 2005 über
ein unglaublich kompliziertes Thema
zusammengesetzt: die Erarbeitung eines
Gesetzes gegen die organisierte Krimi-
nalität. Und sind in einem Thema, in dem
Strafverfolgungsbehörden und Men-
schenrechtler normalerweise kaum der
gleichen Meinung sind, zu einem Kon-
sens auf der Grundlage rechtsstaatlicher
Prinzipien gekommen, um einen Miss-
brauch der verschiedenen Instrumente
vorzubeugen. Diesen Konsens versuch-
ten prompt verschiedene Abgeordnete,
allen voran General Camargo von der
GANA, auszuhöhlen bis dahin, dass sie

einen Straferlass für schwere Gewaltver-
brecher einführten, der dann den Präsi-
denten wieder zwang, das Gesetz zurück-
zuweisen, bis es in diesem Punkt wieder
verändert wurde. Das Beispiel zeigt das
Problem. Die so genannten dunklen und
illegalen Strukturen sitzen überall und
können aus der Macht heraus agieren,
während die Zivilgesellschaft sich be-
müht, einen konsensfähigen, rechts-
staatlichen Vorschlag mitzutragen. Dies-
mal letztlich mit einigem Erfolg, da das
dann später verabschiedete Gesetz im-
mer noch wichtige dieser Prinzipien ent-
hält.

Meine These provoziert übrigens
in Guatemala keineswegs, sondern ich
musste genau diese Zusammenhänge
hier erst begreifen; ich kam nämlich vom
anderen Teil des Teiches und hatte mir
während meiner 12-jährigen Strafvertei-
digertätigkeit in Deutschland nicht im
Traum vorgestellt, dass ich nun ausge-
rechnet in Guatemala nicht in erster Li-
nie die Verteidigung, sondern die Staats-

anwaltschaft stärken muss. Es müssen
eben Konzepte und unser traditionelles
Verstehen in neuen Situationen immer
wieder geändert werden. Wie hat ein
schlauer Kopf mal gesagt? Der Kopf ist
rund, damit das Denken die Richtung
ändern kann. Eingefahrene Denksche-
men helfen nicht unbedingt weiter. Mir
ging es darum zu sagen, dass das Kon-
zept eines modernen Staates heute Teil
des Widerstandes in Guatemala ist, das
die Menschenrechts- und sozialen Or-
ganisationen die Institutionalität des
Staates oft gegen den eigenen Staat und
seine Eliten verteidigen müssen.

Wir leisten also Widerstand, neh-
men aber Konzepte mit auf, die den Staat,
einen anderen Staat, stärken sollen. Das
ist sicherlich reformistisch, aber wie soll
es in einer solchen Situation auch an-
ders sein?

In alter Verbundenheit,

Miguel

Geiselnahmen als Druckmittel und Grund für Druck
Izabal, 16. März. Im Departement

Sololá hatten sich Fälle der "Schnellen
Geiselnahmen" in der letzten Zeit mas-
siv und ungebremst ausgebreitet. Mut-
massliche Mitglieder von Jugendbanden
und denen affine Täter nahmen Bürge-
rInnen als Geisel, um von den Familien
Schutzgeld zu erpressen. In einer ersten
Reaktion darauf wurde von den 59 (indi-
gene) Hilfsbürgermeistereien eine Volks-
versammlung einberufen und unter An-
wesenheit der rund 20´000 erschienenen
SololatekInnen der (offiziellen) Gemein-
deverwaltung ein Ultimatum gesetzt, die
bereits identifizierte Gruppe von Geisel-
nehmerInnen dingfest zu machen. Trotz
ursprünglich friedlicher Absichten und
dem erreichten Dialog mit der lokalen
Regierung, machte sich am Nachmittag
eine Gruppe von erzürnten Einwohne-
rInnen auf den Weg durch die Stadt So-
lolá und beschädigte die Wohnhäuser
von fünf der vermeintlichen Geiselneh-
merInnen, setzte diese zum Teil sogar in
Brand und kündigte weitere Massnah-
men an, sollte der Bürgermeister den
Forderungen nicht nachkommen.

In Livingston, Departement Izabal,
setzte eine Gruppe von BäuerInnen das
Instrument der Geiselnahme derweil als
Druckmittel gegen die Regierung ein.
Mitte Februar war ihr Anführer und lo-
kaler Vertreter von der Nationalen Ko-
ordinationsstelle der Bäuerlichen Or-
ganisationen (CNOC), Ramiro Choc,
während einer Protestveranstaltung fest-
genommen worden, an der die Bevölke-
rung ihren Unmut über das fehlende In-

teresse der Regierung ob der bestehen-
den lokalen Landproblematik Ausdruck
verliehen. Choc, der seitdem in Haft ist,
wird schwere widerrechtliche Aneig-
nung, schwerer Raub, illegale Festnah-
me und Beschädigung von Privat- und
Öffentlichem Eigentum vorgeworfen. Für
die Bevölkerung dagegen ist Choc un-
schuldig und selbst wiederum Opfer il-
legaler Verhaftung, da es überhaupt kei-
ne Ermittlungen im Vorfeld gegeben
habe; sie führt die Festnahme auf eine
Anzeige eines Grossgrundbesitzers zu-
rück, mit dem es einen Streit um die Le-
galisierung einer Finca in Livingston
gibt.

Um die Freilassung Chocs zu errei-
chen, nahm die Bevölkerung bei einem
nächsten Protest 29 Mitglieder der Na-
tionalen Zivilpolizei (PNC) als Geiseln,
die als Verstärkung der lokalen Sicher-
heitskräfte nach Izabal entsendet wor-
den waren. Durch Vermittlung des Men-
schenrechtsprokurates (PDH) wurden
diese nach 33 Stunden wieder freigelas-
sen. Doch die Regierung erfüllte ihrer-
seits nicht die Forderung der Freilassung
Chocs mit der Begründung, der Fall läge
den Gerichtsinstanzen vor, darauf hätte
sie keinen Einfluss.

Besonderen Verdruss bei den Bäue-
rInnen löste dabei die brüske Reaktion
von Präsident Álvaro Colom aus. Im
Gegensatz zu seiner sonst auf Dialog
und Verständigung ausgerichteten po-
litischen Haltung sprach er auf einmal
von Terrorismus, den die Bevölkerung
ausübe, da es sich um mehr als fünf Gei-

seln handle. Er machte die klare Absage,
er setze sich nicht mit Leuten zusammen,
die Illegales - in diesem Fall die Festnah-
me von unschuldigen Dritten - machten.
Eine Woche lang zog sich die Polizei
komplett aus Livingston zurück.

Als Ramiro Choc auch weiterhin
nicht freigelassen wurde, ging die Be-
völkerung noch einen Schritt weiter und
nahm letzte Woche vier belgische Tou-
ristInnen im Pensionsalter, die eine Tour
auf dem Río Dulce antreten wollten, de-
ren Reiseleiter und den Bootsfahrer als
Geiseln und versteckten sie. Das Riesen-
aufgebot von Militär und PNC hatte mit
seiner Suche nach den belgischen Tou-
ristInnen und ihren Begleitern kein
Glück, sie artete eher in ein Katz und
Maus-Spiel aus, das von einer Delegati-
on der PDH vom Hubschrauber aus be-
gleitet wurde. Dieser gelang es schlies-
slich, von einer Gruppe von BäuerInnen
den tatsächlichen Aufenthaltsort der
Geiseln zu erfahren und diese ohne wei-
tere Komplikationen zu befreien.

Die TouristInnen wurden gleich in
die Hauptstadt gebracht und dort ins
Flugzeug Richtung Belgien gesetzt.
Welche rechtlichen Konsequenzen der
Fall nach sich ziehen wird, ist bis dato
noch unklar. Es ist nur bekannt, dass fünf
der Ende Februar festgehaltenen Polizi-
stInnen Anzeige gegen die BäuerInnen
erstattet haben.

Und Ramiro Choc sitzt immer noch
in Haft. Für die BäuerInnen aus Livings-
ton gilt er unter den gegebenen Umstän-
den als politischer Gefangener.
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Colom legt Einspruch gegen Todesstrafe ein
Guatemala, 15. März. Präsident Ál-

varo Colom verkündete an diesem Frei-
tag seine Entscheidung, ein Veto einzu-
legen gegen das Regulierungsgesetz der
Begnadigung von Todesurteilen, das vor
einem Monat vom Kongress verabschie-
det worden war (siehe ¡Fijáte! 404).

In zahlreichen Gesprächen mit im
Land akkreditierten DiplomatInnen, ho-
hen Kirchenmännern, Präsidenten ande-
rer Länder und schliesslich einem
RechtsberaterInnenteam hat sich Colom
überzeugen lassen, von seiner ursprüng-
lich zustimmenden Meinung Abstand zu
nehmen. Hätte er dem Gesetz zuge-
stimmt, wären die Beziehungen mit den
Ländern, die den Friedensprozess soli-

darisch begleiten, "eingefroren" worden,
erläutert Colom selbst.

Inhaltlich besagt das von ihm und
Mitgliedern seines Kabinetts unterzeich-
nete Veto, das  Gesetz verletze das Recht
auf Leben, die Prinzipien des gesetzli-
chen Rückwirkungsverbotes und die
juristische Sicherheit, sowie die Ver-
pflichtungen, die Guatemala in der Ame-
rikanischen Menschenrechtskonventi-
on eingegangen ist.

Otto Pérez, Chef der Patriotischen
Partei (PP), der die Billigung des Vorha-
bens im Kongress vorangetrieben hat-
te, warf Colom vor, erneut Wankelmut in
der Politikführung seiner Regierung zu
demonstrieren. "Wir glauben nicht, dass

es irgendeine Verfassungswidrigkeit
gibt. Jetzt macht er auf einmal einen Rück-
zieher, obwohl seine eigene Partei im
Kongress das Dekret unterstützt hat",
kritisiert Pérez. Der Abgeordnete Aríste-
des Crespo von der Republikanischen
Front Guatemalas (FRG) und erster Vi-
zepräsident des Kongresses, kündigte
an, das Verfassungsgericht ob des Ve-
tos zu konsultieren.

Das Thema Todesstrafe war in den
letzten Wochen dominierendes Diskus-
sionsmaterial sowohl in den Kolumnen
der Presse als auch als Inhalt von Kom-
muniqués, die Menschenrechtsorgani-
sationen herausgegeben haben. Die De-
batte geht sicherlich weiter.

Guatemala, 13. März. Letztendlich
ist doch alles ordentlich über die Bühne
des Kongresses gegangen, der die Auf-
gabe hatte, das Oberste Wahlgericht
(TSE) für die nächsten sechs Jahre neu
zu besetzen. Die Parteien Nationale Ein-
heit der Hoffnung (UNE), Grosse Natio-
nale Allianz (GANA), Patriotische Par-
tei (PP), die Unionistas (PU) und das
Zentrum Sozialer Aktion (CASA) wa-
ren sich schon sicher gewesen, ihre mit
zehn KandidatInnen bestückte Liste
durch die Wahl zu bringen, wurden aber
im Moment der Stimmauszählung eines
Besseren belehrt.

Beim nächsten Versuch kamen dann
ausreichend Stimmen für folgende Kan-
didatInnen zusammen:

Die Vorsitzenden sind Marco Tulio
Melini Minera, der von der UNE unter-
stützt wird, Mirtala Concepción Góngo-
ra Zetina, die auf UNE und die Republi-
kanische Front Guatemalas (FRG) zählt,
María Eugenia Villagrán (UNE-PP), Hél-
der Ulises Gómez (PP) und Patricia Eu-
genia Cervantes de Gordillo (GANA).
Als ihre Vertreter wurden Saúl Guillermo
Bonilla Sandoval und José Rodolfo

Pérez Lara gewählt, die beide auf die UNE
bauen, Julio Dougherty, der die Sympa-
thie von UNE-GANA-FRG geniesst,
Hugo Calderón Morales und schliesslich
José Mynor Par Usen, den die Partei
Encuentro por Guatemala (EG) unter-
stützt.

Bedeutsam ist an dieser Wahl in
erster Linie die Tatsache, dass drei Frau-
en auf die Posten der Vorsitzenden ge-
wählt wurden, während das ausschei-
dende TSE-Team gerade einmal eine Frau
auf einem stellvertretenden Platz vorwei-
sen kann.

Mellini Minera kandidierte in der
Vergangenheit bereits für ein Amt im
Verfassungsgericht und ist derzeit Lei-
ter des Rechtsforschungsinstituts der
Universität San Carlos. Villagrán ist Rich-
terin am Berufungsgericht und lehrt an
der Universität Rafael Landívar. De Gor-
dillo besetzte 2004 eine der Berufungs-
kammern und ist Ehefrau des Chefs des
Generalprokurats. Wie diese genannten
standen auch Bonilla Sandoval, Pérez
Lara und Calderón Morales auf der Li-
ste ausgewählter KandidatInnen, die
das Forum Guatemala als geeignet auf-

gestellt hatte. In diesem Forum haben
sich diverse zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen zusammengetan.

Während 1983 das allererste TSE
vom Obersten Gerichtshof (CSJ) ernannt
worden war, wurde auch heuer wie seit-
dem üblich eine Auswahlkommission
damit beauftragt, die TSE-Stellen aus-
zuschreiben und aus den Bewerbungen
40 KandidatInnen auszuwählen. Aus
diesen musste dann der Kongress mit
qualifizierter Mehrheit zehn aussuchen
und berufen.  Doch auch den vierzig
Aufgelisteten wurden unterschiedliche
Vorwürfe gemacht. Zum Teil handelte es
sich um ehemalige Regierungsfunktio-
närInnen, denen eine unsaubere Amts-
führung zur Last gelegt wird, vielen fehl-
ten die nötige wahlrechtliche Expertise.
Konkret der noch-TSE-Präsident Oscar
Bolaños und sein TSE-Kollege Alfredo
Figueroa, die sich zur Wiederwahl stell-
ten, müssen sich der Kritik - und den
ausstehenden rechtlichen Folgen - stel-
len, viel zu viel Geld im vergangen Wahl-
prozess verprasst zu haben, und gegen-
über den Parteien das Wahlgesetz nicht
durchgesetzt zu haben.

Neue Gesichter am Obersten Wahlgericht

Guatemala, 10. März. Während
mindestens noch einige Dutzend Fami-
lien in verschiedenen Departements auf-
grund der Folgen des Tropensturms
Stan vom Oktober 2005 noch heute in
ärmlichsten Provisorien leben, wurde
jetzt bekannt, dass mehr als 18 Mio. Quet-
zales (ca. US-$ 2,4) des Wiederaufbau-
programms von der Regierung Oscar
Berger in den Umbau von einigen Flug-
landebahnen investiert wurden. Laut
Presseinformationen legte das Finanz-
ministerium im Jahr 2007 diese Gelder in
die Sanierung der Flugpisten in Huehue-
tenango, San Marcos, Coatepeque, im

Stan-Gelder gehen in Flugpisten
Departement Quetzaltenango und Puer-
to de San José, Escuintla, an.

Kurz vor dem Regierungswechsel
waren die Landebahnen von Ex-Präsi-
dent Berger eingeweiht worden. Die Ar-
beiten daran waren im letzten Amtsjahr
noch einmal beschleunigt worden und
beliefen sich auf  Gesamtkosten in Höhe
von rund 80 Mio. Quetzales.

Der ehemalige Abgeordnete Victor
Ramírez von der Grossen Nationalen
Allianz  (GANA), die Berger zur Präsi-
dentschaft verholfen hatte, teilte mit,
dass die vom Finanzministerium in den
letzten vier Jahren erhaltenen Überwei-

sungen vom Nationalen Rechnungshof
unter die Lupe genommen werden, um
ihre Rechtmässigkeit zu bestimmen.

Von Stan betroffene Familien im
Südwesten Guatemalas,  haben sich wie-
derholt darüber beschwert, dass nir-
gendwo in der Gegend irgendetwas von
den im Wiederaufbauplan ihrer Gemein-
den vorgesehenen Arbeiten zu sehen
sei. In Sololá wiesen die AnwohnerIn-
nen der wegen Stan umgesiedelten Ge-
meinden darauf hin, immer noch unter
prekären Umständen zu leben, da noch
nicht einmal der Ort sicher sei, an den
sie umgezogen worden sind.
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Chimaltenango, 13. März. In die-
sen Tagen steht der erste ehemalige Mi-
litärkommissionär aus den Zeiten des in-
ternen bewaffneten Konflikts vor Ge-
richt. Felipe Cusanero wird verantwort-
lich gemacht für mindestens sechs Fälle
erzwungenen Verschwindens in den Jah-
ren 1982 bis 1984 in der Gemeinde Cho-
atalum, Chimaltenango. Vor viereinhalb
Jahren beschloss die Gemeindever-
sammlung, Klage gegen Cusanero bei
der Staatsanwaltschaft einzureichen.
Rechtlich begleitet wird sie dabei vom
Menschenrechtszentrum CALDH. Die
Vereinigung der Familienangehörigen
von Verhafteten und Verschwundenen
(FAMDEGUA), tritt in dem Prozess als
Nebenklägerin auf.

Cusanero, der damals als Militär-
kommissionär für die Zone eingeteilt
war, ist derzeit Hilfsbürgermeister der
Gemeinde. ZeugInnen, deren Aussagen
in dem Prozess das Hauptbeweismateri-
al darstellen berichten, mitbekommen
und gesehen zu haben, wie Cusanero
die sechs Personen, um die es geht, zum

einen als Guerilleros/as bezichtigt hatte,
sie mit Hilfe von anderen Militärs und
Mitgliedern der Zivilpatrouillen (PAC)
schliesslich widerrechtlich festgenom-
men und sie in die lokale Militärkaserne
geführt hatte. Danach gab es kein Le-
benszeichen mehr von den zwei Frauen
und vier Männern.  Als Anlass für diese
Willkür wird die Gründung einer Bäue-
rInnenkooperative  von Seiten des Dor-
fes genannt. Cusanero hat den Gemein-
demitgliedern bis heute keine Antwort
auf die Frage nach dem Verbleib der Ver-
schwundenen gegeben. Auch die Exhu-
mierungen innerhalb des Militärgelän-
des ergaben keine Funde.

Aura Elena Farfán, Direktorin von
FAMDEGUA, schliesst nicht aus, dass
die für das Verschwinden der Gesuch-
ten Verantwortlichen die Überreste noch
vor Beginn der Exhumierungen beiseite
geschafft haben könnten. Die Angehö-
rigen haben in der Zwischenzeit diverse
Amtsschritte ausgereizt, um an Informa-
tionen zu kommen und liessen sich auch
durch Morddrohungen nicht von ihrer

Suche abhalten.
Wie bereits vor Beginn der Anhö-

rungen versucht die Verteidigung von
Felipe Cusanero auch nach Prozessauf-
takt, diesen durch Einsprüche lahmzule-
gen. Sie argumentiert, dass die Tat des
erzwungenen Verschwindens erst 1996
als Delikt im Strafgesetzbuch aufgenom-
men worden ist und deswegen für die
Zeit vorher keine Gültigkeit habe. Dem-
gegenüber besagt jedoch das zu Grun-
de gelegte internationale Recht, dass es
sich in diesem Fall nicht um die Frage
der rückwirkenden Geltung handele,
sondern es ein Verbrechen gegen die
Menschlichkeit ist, das weder verjährt
noch von Amnestiebeschlüssen umfasst
wird.

Die entsprechende Resolution vom
Verfassungsgericht statuiert somit ein
Exempel und öffnet den Weg für die po-
tentiellen legalen Forderungen der An-
gehörigen von mehr als 45´000 Ver-
schwundenen während des Konflikts
bzw. für die Klagen, die bereits den Ge-
richten vorliegen.

Erster Prozess wegen Verschwindenlassens

Baja Verapaz, 14. März. Men-
schenrechtsorganisationen des Depar-
tements Baja Verapaz gedachten mit ei-
ner Demonstration der Massaker von Río
Negro und forderten die Regierung auf,
die entstandene soziale Schuld zu be-
gleichen und die 28 vom Bau des Was-
serkraftwerks Chixoy betroffenen Ge-
meinden endlich zu entschädigen.

Der Gemeindevertreter Juan de
Dios García erinnerte zudem daran, dass
am vergangenen 8. Dezember der jetzige
Vizepräsident Rafael Espada sich an ei-
nem Dialogrundtisch dazu verpflichtet
hatte, mit dem laufenden Entwicklungs-
plan fortzufahren, um die Taten der Ver-
gangenheit zu vergelten und darüber
hinaus den Familien, deren universale
Menschenrechte mit der Umsiedelung
verletzt wurden, eine Abfindung zu be-
zahlen.

Die Gemeinde Río Negro liegt am
Nordrand des Verwaltungsbezirks von
Rabinal am Fluss Chixoy, nahe den De-
partements Quiché und Alta Verapaz.
Aufgrund dieser Lage nutzte die lokale
Bevölkerung ein intensives Handelssy-
stem, das nicht nur Rabinal umfasste
und über das sie landwirtschaftliche
Produkte und Fisch vermarkten konnte.

Ende der 70er Jahre informierte die
Regierung mittels des Nationalen
Stromversorgungsinstituts INDE die
AnwohnerInnen, dass in dieser Gegend
ein Staudamm gebaut werde. Gleichzei-

tig versprach sie Verbesserungen der Le-
bensumstände und Ländereien. Den-
noch widersetzen sich die Gemeinden,
ihre Siedlungen zu verlassen. Als Ant-
wort darauf verübte das Militär zwischen
Februar und März 1982 zahlreiche Mas-
saker und zerstörte die Dörfer. 177 Frau-
en und Kinder sowie 73 Männer kamen
dabei ums Leben.

Konkret im Fall des Massakers vom
13. März 1982 findet seit vergangenen
Dezember der zweite Prozess statt. Ein
erster Prozess war vor einigen Jahren
annulliert worden. Die laufende Anhö-
rung ist geprägt von den ZeugInnen-

aussagen und Berichten der Überleben-
den. Seit 2003 sitzen sechs Angeklagte,
ehemalige Zivilpatroullisten (PAC), in
Haft; das Verbrechen wurde angeblich
von einer Gruppe von PAC und Militärs
verübt, vier Ex-PAC sind flüchtig.

Für Anfang des Monats war die
Anhörung des Militärs Otto Ponce vor-
gesehen, der damals für jenes Komman-
do zuständig war, das an dem Massaker
mutmasslich beteiligt war. Doch weder
Ponce noch der Ex-PAC, der als Schlüs-
selzeuge gilt und erzählen sollte, wie und
warum der Befehl zu dem Morden erteilt
worden war, erschienen vor Gericht.

Vergangenheitsarbeit im Fall Río Negro

Guatemala, 12. März. Laut Arbeits-
und Sozialvorsorgeminister Édgar Ro-
dríguez haben Sektoren der Arbeitgebe-
rInnen, der Gewerkschaften und der Re-
gierung eine Einigung erreicht über die
Reform des bestehenden Arbeitsrechts
und über einen neuen Arbeitskodex.
Mögliche Modifizierungen betreffen die
Abschaffung der Paritätischen Kommis-
sion, die bislang den Mindestlohn defi-
niert. Diese Aufgabe soll stattdessen an
die Bürgermeistereien abgegeben wer-
den, die fachlich bezüglich der Bezah-
lung ihrer Angestellten beraten werden
sollen. Die Arbeitsgerichtsinstanzen
sollen vermehrt werden, um die Arbeit-

saufsichtsbehörde zu stärken, deren In-
spekteurInnen aufgestockt werden sol-
len. Auch die Bussgelder gegen Unter-
nehmen will man erhöhen. Die Gewerk-
schaftsstrukturen sollen verändert, dem
Menschenrechtsprokurat (PDH) die Zu-
ständigkeit für die minderjährigen Ar-
beitstätigen überschrieben und die staat-
lichen Arbeitsplätze neu klassifiziert
werden.

Rodríguez ist offenbar schon seit
längerem mit der Ausarbeitung eines
entsprechenden Regelwerkes beschäf-
tigt, das als Werkzeug dienen soll, um in
gemeinsamer Diskussion die Gesetzge-
bung zu modernisieren.

Arbeitsrechtsreform geplant
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Guatemala, 09. März. Angesichts
des dritten Jahrestages der Unterzeich-
nung des Gesetzes am 09. März 2005,
das zum Inkrafttreten des Freihandels-
vertrages zwischen den USA, Zentral-
amerika und der Dominikanischen Re-
publik (DR-CAFTA) ein Jahr später führ-
te, zogen die zivilgesellschaftlichen Ver-
bände Sozialforum der Amerikas, die
Dachorganisation der Nicht-Regie-
rungsorganisationen und Kooperati-
ven (CONGCOOP) und das Institut für
Agrar- und Landstudien in einem Kom-
muniqué folgende Bilanz:

"Begleitet von heftigen sozialen
Protestkämpfen, die von den Sicher-
heitskräften niedergeschlagen wurden,
was u.a. dazu führte, das der junge Bau-
er Juan López in Colotenango getötet
wurde, billigte der Kongress genau vor
drei Jahren den Freihandelsvertrag DR-
CAFTA. Nach dem dieser nun seit zwei
Jahren Gültigkeit hat, lassen sich bereits
einige Tendenzen erkennen, die es lohnt
aufzuzeigen:

1. Negative Handelsbilanz: Die
Handelsbilanz mit den USA, die bis zum
Jahr 2005 mit einem Plus von US-$ 302
Mio. im positiven Bereich lag, wandelte
sich 2006 in ein Defizit von US-$ 406.1
Mio. und erreichte schon im Jahr 2007
ein Rekordminus von US-$ 1,043.7 Mio.
Das bedeutet, dass wir heute 51% mehr
Waren aus den USA importieren als wir
dorthin exportieren.

2. Anstieg der Importe: Die Waren-
einfuhr aus den USA wuchs in diesen
Jahren auf US-$ 4,653 Mio. Das macht
einen Anstieg um 12,83% gegenüber
2006 und um 16.58% gegenüber dem Jahr
2005 aus.

3. Unkontrollierter Preisanstieg der
Grundnahrungsmittel: Die unnötige Ab-
hängigkeit von Importen, vor allem von
grundlegenden Getreidesorten wie Mais
und Weizen, hat (entgegen dem Haupt-
versprechen des DR-CAFTA, die Kon-
sumentInnen zu begünstigen),  die
Macht der Preiskontrolle durch die gros-
sen Monopole und Oligopole der wei-
terverarbeitenden Importeure dieser Ge-
treide gestärkt. Diese bestimmen jetzt ge-
meinsam mit der Börse von Chicago, was
wir für unsere Grundnahrungsmittel zu
bezahlen haben. Vor diesem Hintergrund
erklärt sich der übertriebende Preisan-
stieg unter anderem für Brot in Höhe von
45.85% zwischen Juni 2006 und Dezem-
ber 2007 und für die Tortilla in Höhe von
34,44% im selben Zeitraum.

4. Dynamischere Exporte in andere
Länder als die USA: Die Ausfuhren in
die USA summierten sich auf US-$ 2,932
Mio. und machten damit ein Wachstum

3 Jahre Freihandelsvertrag DR-CAFTA
von 5,41% aus, 7% weniger als die Im-
porte. Nichtsdestotrotz gestaltete sich
das Exportgeschäft ausserhalb der USA
dynamischer: Die Exporte in zentralame-
rikanische Länder stiegen um 19,25% und
in den Rest der Welt um 27,09%. Ganz
offensichtlich ist die vermeintliche US-
amerikanische Marktöffnung also deut-
lich geringer als ein "Freihandelsvertrag"
erwarten lässt.

5. "Exotische" Pflanzenkulturen
verdrängen die bäuerliche Nahrungspro-
duktion: Die Früchte stellen ein Produkt-
segment dar, das ein wichtiges Export-
volumen ausmacht (US-$ 450.000 allein
in die USA). Wie im Fall dieser Waren
hat der DR-CAFTA auch die Expansion
des Anbaus der Afrikanischen Palme
und des Zuckerrohrs stimuliert (vor al-
lem zur Ethanol-Produktion, die Red).
Das hat bereits jetzt zu einer erneuten
Konzentration der Ländereien geführt,
sprich zu grossen Monokulturplanta-
gen. Dadurch ist der nationale bäuerli-
che Nahrungsanbau durch die export-
orientierte Agrarindustrie noch weiter
ins Abseits gedrängt worden.

6. Sozial- und wirtschaftlich irratio-
nales Modell: Der Einsatz auf den DR-
CAFTA mit der Absicht, den Handels-
austausch jeglichem anderen sozialen
und wirtschaftlichen Aspekt vorzuzie-

hen, hat nicht nur die grundlegenden
Menschenrechte erschüttert, sondern
ist ökonomisch gesehen auch noch ver-
nunftwidrig. Die Förderung von Expor-
ten zu unsicheren Preisen und mit der
Tendenz zum Rückgang (nicht-traditio-
nelle Exportkulturen) die gleichzeitig
stattfindet wie die Erleichterung von
unnötigen Importen von Pflanzkulturen,
die auf den internationalen Märkten sta-
bile Preise verzeichnen und im Anstieg
begriffen sind (Grundgetreide), impliziert
nicht nur einen Nachteil für das Land in
Sachen Warenaustausch, sondern be-
einträchtigt die Nahrungssouveränität
und -sicherheit und somit das Men-
schenrecht auf Ernährung.

Trotz der entmutigenden Zahlen
und der ersten Effekte, die sich bereits
erkennen lassen, behält die aktuelle Re-
gierung die Linie bei, jeglichem Handels-
abkommen gegenüber offen zu sein.

Deswegen rufen wir dazu auf, eine
tiefer gehende Debatte hinsichtlich der
Konsequenzen der Handelsöffnung zu
führen und die entsprechende Politik
neu auszurichten.

Der DR-CAFTA bringt weder Vor-
teile für das Land, noch für die Mehrheit
seiner Bevölkerung! Die Aufhebung des
DR-CAFTA ist möglich!"

Guatemala, 11. März. Dutzende
von Bäckereien im Umkreis der Haupt-
stadt legten - wie im Vorfeld angekün-
digt - Anfang dieser Woche ihre Arbeit
nieder. "Diese Massnahme soll fortge-
setzt werden, um von der Regierung zu
fordern, Weizenmehl günstiger importie-
ren zu können. Auch sollen die Sanktio-
nen aufgehoben werden, die einigen
Bäckereien bereits von der Verbrauche-
rInnendirektion DIACO auferlegt wur-
den", so Fredy Alonzo, Koordinator der
Bäckereien-Kooperative CONAPAN.

Die DIACO hatte gegen vereinzel-
te Bäckereien Anzeige erhoben, die der
Spekulation beschuldigt werden, da sie
den Preis eines Stückes Brot auf 40, teil-
weise sogar auf bis zu 75 Centavos er-
höht hatten, während der Regelpreis, (In-
flation und gestiegener Erdölpreis der
letzten Zeit miteinbezogen), zwischen 28
und 35 Centavos liegt und damit den
Grundwarenkorb einer Familie ohnehin
schon immens belastet.

Die Mitglieder der Bäckereien-In-
nung haben die Befreiung von der Mehr-
wertsteuer für importiertes Weizenmehl
beantragt, doch das Wirtschaftsministe-
rium hatte bis zum Streikbeginn noch

Bäckereienstreik
keine Resolution getroffen. Zumindest
wurde bereits die Zollaufhebung für
10´000 Tonnen Mehl gebilligt, das muss
nur noch an die Weiterverarbeitenden
verteilt werden.

Derweil werden im Kongress ver-
schiedene Vorschläge zur Schaffung ei-
nes VerbraucherInnenprokurats (PRO-
DECO) diskutiert. Damit soll das Ver-
braucherInnengesetz erfüllt werden,
welches vorsieht, nach fünf Jahren die
DIACO in eine autonome Institution zu
verwandeln. Derzeit werden nur zwi-
schen 10 und 30% der von Verbrauche-
rInnen eingereichten Klagen erfolgreich
verfolgt.

Präsident Colom fordert deutlich
härtere Strafen gegen Dienstleistungs-
und Produktionsunternehmen, die ge-
gen das VerbraucherInnengesetz ver-
stossen. Die ausstehende PRODECO
soll hohe Bussgelder auferlegen, sowie
Produkte, Verpackungen, Güter und
Transportmittel blockieren, konfiszieren
und gar vernichten können. Zur effizi-
enten Verteidigung der VerbraucherIn-
nenrechte soll dafür in der Staatsanwalt-
schaft eine Extra-Abteilung eingerichtet
werden.


